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Regierung und Opposition streiten über Digitalpakt Schule

Berlin, 25.09.2018, 08:04 Uhr

GDN - Vor der ersten Bundestagsdebatte über den Digitalpakt Schule und die dafür notwendige Grundgesetzänderung am Freitag
sind die Fronten zwischen Regierungskoalition und Opposition weiter verhärtet. Bund und Länder hätten großes Interesse, dass der
Digitalpakt Schule ab Anfang 2019 umgesetzt werden könne, sagte Bundesbildungsministerin Anja Karliczek (CDU) dem
"Handelsblatt". 

Auch die Opposition, die an zahlreichen Landesregierungen beteiligt sei, trage dafür Verantwortung. "Ich erwarte, dass auch Grüne
und FDP im Deutschen Bundestag sich dieser Verantwortung bewusst sind und entsprechend handeln." Der Bund will über fünf Jahre
fünf Milliarden Euro bereitstellen, um die Digitalisierung der Schulen voranzutreiben. Dafür ist eine Grundgesetzänderung nötig, die
wiederum eine Zweidrittelmehrheit im Parlament und der Länderkammer erfordert. Die Erziehungsgewerkschaft GEW hatte noch am
Montag die schlechte digitale Ausstattung der Schulen beklagt. "Wenn der Bund unsere Zustimmung zu einer Verfassungsänderung
will, müsste sich Frau Karliczek endlich dazu bequemen, darüber mit der Opposition zu sprechen", sagte die bildungspolitische
Sprecherin der Grünen-Bundestagsfraktion, Margit Stumpp, dem "Handelsblatt". Der Ansatz der Großen Koalition greife viel zu kurz:
"Wir wollen eine große Lösung, die eine dauerhafte und verlässliche Zusammenarbeit von Bund und Ländern möglich macht." Auch
Nordrhein-Westfalens Schulministerin Yvonne Gebauer sprach sich im "Handelsblatt" dafür aus, "im föderalen Aufbau unseres
Landes wieder neue Kooperationsmöglichkeiten zu schaffen, die wir für die Gesamtfinanzierung unseres Bildungssystems nutzen
wollen". Grüne und Liberale bereiten derzeit für die erste Lesung des Gesetzes im Bundestag einen gemeinsamen Antrag vor.

Bericht online:
https://www.germandailynews.com/bericht-112365/regierung-und-opposition-streiten-ueber-digitalpakt-schule.html
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